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Preußiſche Geſetzſammlung 


N On ee 


Mr. 11294.) Geſetz, betreffend Abänderung von Zufammenlegungs- und Gemeinheitsteilungs⸗ 
geſetzen. Vom 28. Mai 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: N 
Artikel J. 

Für den Umfang der Rheinprovinz wird folgendes beſtimmt: 

1. Wenn von der wirtfchaftlichen Umlegung Zuſammenlegung, Gemein⸗ 
heitsteilung, Spezialſeparation) von Grundſtücken eine erhebliche Ver⸗ 
beſſerung der Landeskultur nach den Ermittelungen der Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde zu erwarten iſt, ſo kann dieſe einen Termin zur Er⸗ 
klärung darüber abhalten, ob die Umlegung der Grundſtücke stattfinden 
ſoll. Sie hat es zu tun, wenn ein Viertel der Eigentümer der durch 
die Umlegung betroffenen Grundſtücke, nach Größe und Reinertrag 
berechnet, es beantragt. Erfolgt die Ladung zu dieſem Termine durch 
Umlauf, ſo ſoll außerdem jedem Beteiligten eine Abſchrift der Ladung 
durch die Poſt zugeſandt werden. 

Von den in dieſem Termine Nichterſchienenen oder Nichtverhandeln⸗ 
den wird angenommen, daß ſie der Umlegung zuſtimmen. Ein Wider⸗ 
ſpruch gegen die Umlegung gilt nur als erhoben, wenn er in dieſem 
Termine zu einem von dem Widerſprechenden unterſchriebenen Proto⸗ 
koll erklärt iſt. f 

Auf die Ladung zum Termine ſowie die Vertretung und Verhand⸗ 
lung in demſelben finden die für das Verfahren in Auseinanderſetzungs⸗ 
angelegenheiten geltenden Vorſchriften mit der Maßgabe Anwendung, 
daß zwiſchen der Zuſtellung der Ladung und dem Termin eine Friſt 
von mindeſtens vier Wochen liegen muß. 

In der Ladung zu dem Termin ift auf die Folgen des Aus⸗ 
bleibens oder Nichtverhandelns ſowie auf die zuläſſigen Formen der 
Vertretungsvollmacht aufmerkſam zu machen. 
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Die durch die Ladung und Vernehmung der Beteiligten entſtan⸗ 
denen Koſten bleiben außer Anſatz. 

2. Wenn die von einem Beteiligten an einem Auseinanderſetzungsverfahren 
zu leiſtenden Beiträge zu den Nebenkoſten des Verfahrens (Koſten für 
Arbeitslöhne, Grenzſteine, Pfähle, Signale, Stangen u. dergl.) ſowie 
zu den Folgeeinrichtungskoſten (Koſten für alle Arbeiten, die aus Anlaß 
und zur Ausführung der Umlegung vorgenommen werden müſſen, 
insbeſondere alſo die Ausbaukoſten der neuen gemeinſchaftlichen Wege, 
Gräben, Entwäſſerungsanlagen, Triften, Brücken, Durchläſſe, Einfrie⸗ 
digungen u. dergl.) in einem beſonderen Mißverhältniſſe zu den ihm 
erwachſenden Vorteilen ſtehen, ſo kann die Auseinanderſetzungsbehörde 
die Beiträge nach billigem Ermeſſen anders verteilen. 


Artikel II. 

Das Geſetz, betreffend die Zuſammenlegung der Grundſtücke im Geltungs⸗ 
gebiete des rheiniſchen Rechtes, vom 24. Mai 1885 (Geſetzſamml. S. 156) wird 
dahin geändert: 

1. Es werden geſtrichen: 

a) der Abſ. 2 des § 1, der Abſ. 4 des § 21 und im § 2 die Worte 
„ſowie zu dem Widerſpruche“, 

b) im § 4 die Worte „forſtmäßig bewirtſchaftete Waldgrundſtücke “, 

e) im § 6 Abſ. 2 die Worte „Doch darf die etwaige Geldabfindung 
nicht mehr als drei Prozent der dem Teilnehmer gebührenden 
Geſamtabfindung betragen“, 

d) im § 6 Abſ. 5 die Worte „ſowie für Waldbäume“. 

2. § 3 erhält folgende Faſſung: 

Das Recht auf keene anzutragen, kann fortan 
durch entgegenſtehende Verträge, Willenserklärungen oder Urteile 
nicht ausgeſchloſſen werden und erliſcht nicht durch Verjährung. 

3. In § 6 wird folgender Abſ. 3 neu eingeſtellt: 

Hinſichtlich der Rechte dritter Perſonen (Verwendungs⸗ 
regulierung) finden die im landrechtlichen Teile der Rheinprovinz 
geltenden Vorſchriften Anwendung. 5 

4. Im de Abſ. 2 wird hinter den Worten „für mehrere“ der Zuſatz 
gemacht: 
„verſchiedenen Rechtsverhältniſſen unterliegende “. 


Artikel III. 
In dem Geſetze, betreffend die wirtſchaftliche Zuſammenlegung der Grund⸗ 
ſtücke in dem Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein, vom 5. April 1869 
(Geſetzſamml. S. 514) werden geſtrichen: 
a) im § 2 die Worte „forſtmäßig bewirtſchaftete Waldgrundſtücke“, 
b) im § 4 Abſ. 4 die Worte „ſowie für Waldbäume /. 
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Artikel IV. 

In der Gemeinheitsteilungsordnung für die Rheinprovinz, mit Ausnahme 
der Kreiſe Duisburg und Rees, ſowie für Neu Vorpommern und Rügen vom 
19. Mai 1851 (Gefekfamml. S. 371) erhält der § 6 folgende Faſſung: 

Das Recht auf Teilung oder Ablöſung anzutragen, kann fortan 
durch entgegenſtehende Verträge, Willenserklärungen oder Urteile nicht 
ausgeſchloſſen werden und erliſcht nicht durch Verjährung. 


Artikel V. 
In dem Geſetze, betreffend die Ausdehnung der für die Zuſammenlegung 
der Grundſtücke im Geltungsgebiete des rheiniſchen Rechtes geltenden Zuſtändig⸗ 
keits⸗, Verfahrens- und Koſtenvorſchriften auf die nach der Gemeinheitsteilungs⸗ 
ordnung vom 19. Mai 1851 zu behandelnden Teilungen und Ablöſungen in 
den Landesteilen des linken Rheinufers, vom 12. Mai 1902 Geſetzſamml. 
S. 139) erhält der § 1 folgenden Abſ. 5: 
i Hinſichtlich der Rechte dritter Perſonen (Verwendungsregulierung) 
finden die im landrechtlichen Teile der Rheinprovinz geltenden Vor⸗ 
ſchriften Anwendung. 


Artikel VI. 


Für den Geltungsbereich der Geſetze vom 24. Mai 1885 (Geſetzſamml. 
S. 156) und vom 5. April 1869 (Geſetzſamml. S. 514) wird folgendes beſtimmt: 


8 1. . 

In ſolchen dem Gebirgs⸗ und Hügelland angehörenden Gemarkungen, 
wo zur Vermeidung ſchwerer Hochwaſſerſchäden die Zurückhaltung des Nieder⸗ 
ſchlagwaſſers oder die Verhütung der Entſtehung von Waſſerriſſen, Boden⸗ 
abſchwemmungen, Hangrutſchungen, Geröll⸗ oder Geſchiebebildung notwendig iſt, 
finden auf die wirtſchaftliche Zuſammenlegung von Holzungen und Odländereien 
die Beſtimmungen der vorbezeichneten Geſetze in der aus dem gegenwärtigen 
Geſetze ſich ergebenden Faſſung mit folgenden Maßgaben Anwendung. 

§ 2. 

Die dem $ 1 unterliegenden Ländereien werden durch eine von dem Regie⸗ 
rungspräſidenten zu berufende Kommiſſion ermittelt. Ausnahmsweiſe können, 
ſoweit es zur Erreichung der im § 1 bezeichneten Zwecke erforderlich erſcheint, 
von ihr auch Flächen in das abzugrenzende Gebiet einbezogen werden, die ſich 
in landwirtſchaftlicher Benutzung befinden. Die Kommiſſion beſteht aus einem 
Vertreter des Regierungspräſidenten als Vorſitzenden, einem Vertreter der General⸗ 
kommiſſion, einem Forſtſachverſtändigen, einem Landwirt, einem Meliorations⸗ 
baubeamten und einem vom Provinzialausſchuſſe zu wählenden Vertreter der 
Provinz. Außerdem tritt für jeden beteiligten Kreis der Landrat ſowie noch ein 


Vertreter des Kreiſes und für jede beteiligte Gemeinde je ein Vertreter hinzu. 
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Der Vertreter des Kreiſes iſt vom Kreisausſchuſſe, der Vertreter der Gemeinde 
von der Gemeindevertretung zu wählen. 

Das Ergebnis der Ermittelungen wird in den beteiligten Gemeinden min⸗ 
deſtens vier Wochen lang ausgelegt. Der Ort und die Dauer der Auslegung 
ſind in ortsüblicher Weiſe in den beteiligten Gemeinden ſowie durch das zu 
amtlichen Bekanntmachungen beſtimmte Blatt bekannt zu machen. In der Be⸗ 
kanntmachung iſt eine auf mindeſtens vier Wochen zu bemeſſende Friſt anzugeben, 
in der etwaige Einwendungen bei dem Regierungspräſidenten geltend zu machen ſind. 

Aber das Ergebnis der Ermittelungen und die erhobenen Einwendungen 
entſcheidet der Provinzialrat endgültig. Die Entſcheidung wird im Regierungs⸗ 
amtsblatte veröffentlicht. 


$ 3. 

Nach der endgültigen Abgrenzung des Gebiets hat die Generalkommiſſion 
zur wirtſchaftlichen Zuſammenlegung der dazu gehörenden Grundſtücke nach An⸗ 
hörung des Regierungspräſidenten Zuſammenlegungsbezirke zu bilden. Sie iſt 
hierbei an Gemeindebezirksgrenzen ($ 1 Abſ. 3 des Geſetzes vom 24. Mai 1885) 
und Gemarkungen oder Gemarkungsabteilungen ($ 1 Abſ. 1 des Geſetzes vom 
5. April 1869) nicht gebunden, 

Außerhalb des nach § 2 abgegrenzten Gebiets gelegene Grundſtücke können 
mit Zuſtimmung des Eigentümers zum Verfahren gezogen werden, wenn da⸗ 
durch deſſen Durchführung erleichtert wird. 

Der Umſtand, daß innerhalb dieſes Gebiets gelegene Grundſtücke bereits 
früher einem Gemeinheitsteilungs⸗ oder Zuſammenlegungsverfahren unterlegen 
haben, ſteht ihrer erneuten Umlegung nicht entgegen. 
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Für die innerhalb eines Zuſammenlegungsbezirkes zur Erreichung der im 


$ 1 bezeichneten Zwecke beabſichtigten Maßnahmen und Arbeiten hat die General—⸗ 
kommiſſion im Einvernehmen mit dem Regierungspräſidenten einen überſchläg⸗ 
lichen Plan aufzuſtellen. Dieſer muß auch ergeben, welche Koſten durch ſeine 
erſtmalige Ausführung und durch die Unterhaltung der vorgeſehenen Anlagen 
entſtehen und wie ſie aufgebracht werden ſollen. Der Plan iſt dem Kreis⸗ 
ausſchuſſe, dem Provinzialausſchuß und dem Miniſter für Landwirtfchaft, 
Domänen und Forſten vorzulegen. Falls von letzterem keine Einwendungen er⸗ 
hoben werden, iſt der Plan zwei Wochen lang zur Einſicht durch die Beteiligten 
offen ie legen. Zeit und Ort der Offenlegung find in ortsüblicher Weiſe bekannt 
zu machen. 


8 5. 
Nach Feſtſtellung des Planes ($ 4) hat die Auseinanderſetzungsbehörde 
den im Artikel I unter Nr. 1 erwähnten Termin abzuhalten. 
Ergibt ſich in dieſem keine geſetzliche Mehrheit für die Durchführung des 
Verfahrens, ſo iſt auch der Kreisausſchuß im Einverſtändniſſe mit dem Provinzial⸗ 
ausſchuſſe zur Antragſtellung befugt. 
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„ 


Liegen die zuſammenzulegenden Grundſtücke in verſchiedenen Kreiſen, ſo iſt, 
wenn der Antrag von einem Kreisausſchuſſe geſtellt wird, die Zuſtimmung der 
Kreisausſchüſſe ſämtlicher übrigen beteiligten Kreiſe erforderlich. Lehnt der Kreis⸗ 
ausſchuß eines Kreiſes die Stellung des Antrags ab, ſo kann ſeine Zuſtimmung 
durch den Bezirksausſchuß ergänzt werden, ſofern der größere Teil des Zuſammen⸗ 

legungsbezirkes ($$ 2 bis 4) in denjenigen Kreiſen liegt, deren Kreisausſchüſſe 
den Antrag geſtellt haben. 5 


86. 
5 Die Generalkommiſſion hat über die Zuläſſigkeit des beantragten Verfahrens 
($ 5) zu beſchließen. 

Der Beſchluß iſt den beteiligten Kreisausſchüſſen zuzuſtellen, in dem zu 
öffentlichen Bekanntmachungen des Kreisausſchuſſes beſtimmten Blatte einmal zu 
veröffentlichen und ſoll in den beteiligten Gemeinden ortsüblich bekannt gemacht 
werden. 

Gegen den Beſchluß findet binnen einer Friſt von einem Monat, die für 
die Kreisausſchüſſe mit dem Tage der Zuſtellung des Beſchluſſes, für jeden 
übrigen Beteiligten mit dem Ablaufe des Tages beginnt, an dem das letzte ihn 
enthaltende, zu öffentlichen Bekanntmachungen beſtimmte Blatt ausgegeben iſt, 
Beſchwerde an das Oberlandeskulturgericht ſtatt. Die Entſcheidung des Ober⸗ 
landeskulturgerichts iſt endgültig. 


Findet gleichzeitig mit der Zuſammenlegung eines nach § 3 gebildeten 
Bezirkes eine Zuſammenlegung der übrigen Feldmark oder von Teilen dieſer Feld- 
mark ſtatt, ſo können die Teilnehmer einem Austauſche von Grundſtücken zwiſchen 
den beiden Bezirken nicht widerſprechen, wenn im übrigen die ihnen danach 
zufallende Abfindung, vorbehaltlich der Beſtimmungen des $ 9, den geſetzlich an 
ſie zu ſtellenden Anforderungen entſpricht. 


88. 

Die Maßnahmen, die zur Erreichung der im § 1 bezeichneten Zwecke zu 
treffen ſind, ſind durch den Auseinanderſetzungsplan zu beſtimmen. Die Be⸗ 
ſtimmung, daß Flächen aufzuforſten oder forſtmäßig zu bewirtſchaften ſind, kann 
nur im Einvernehmen mit dem Regierungspräſidenten getroffen werden. Sie 
iſt nur inſoweit zuläſſig, als andere den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen der Be⸗ 
teiligten dienliche Maßnahmen, insbeſondere die Anordnung, daß beſtimmte 
Pläne als Wieſe oder Weide in dauernder Grasdecke zu halten ſind, zur Er⸗ 
reichung der im § 1 bezeichneten Zwecke nicht genügen. Entſtehen wegen der 
Anordnung des Aufforſtungszwanges für eine Abfindung Planſtreitigkeiten, ſo 
iſt vor Abſchluß der Inſtruktion dem Regierungspräſidenten Gelegenheit zu 
geben, ſich zu äußern. 


5 
Ein Beteiligter kann die Annahme einer Landabfindung nicht deshalb ab⸗ 
lehnen, weil ſie infolge der Durchführung der gemäß § 8 angeordneten Maß⸗ 


„ 


nahmen eine Veränderung der ganzen bisherigen Art des Wirtſchaftsbetriebs 
nötig macht ($ 5 des Geſetzes vom 5. April 1869, § 7 des Geſetzes vom 
24. Mai 1885). Doch iſt er für den ihm hierdurch entſtehenden Nachteil zu 
entſchädigen. 

§ 10. 

Die Eigentümer der dem Aufforſtungszwang oder der dauernden forſt⸗ 
mäßigen Bewirtſchaftung unterſtellten Grundſtücke 6 8) ſind zu einer Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaft nach § 23 Abſ. 2 Nr. 2 des Geſetzes, betreffend Schutzwaldungen 
und Waldgenoſſenſchaften, vom 6. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 416) zu ver⸗ 
einigen, ſoweit ihre dauernde forſtmäßige Bewirtſchaftung nicht geſichert iſt. Ob 
die forſtmäßige Bewirtſchaftung dauernd geſichert iſt, entſcheidet der Regierungs⸗ 
präſident. Die näheren Beſtimmungen über die Bildung der Genoſſenſchaften 
werden im Auseinanderſetzungsplane getroffen. Insbeſondere hat dieſer die im 
§ 26 des Geſetzes bezeichneten Gegenſtände durch ein Statut zu regeln. Im 
übrigen finden die Vorſchriften des $ 27 Abſ. 1 und Abf. 2 unter b, der $$ 28 
bis 30, 39, 42, 43 und des § 45 Abſ. 2 mit der Maßgabe Anwendung, daß 
die in den §§ 27 und 28 erwähnten Vereinbarungen und Verabredungen der 
Beteiligten für die Generalkommiſſion nicht bindend find und daß die nach $ 39 
erforderlichen Eintragungen im Grundbuche von der Generalkommiſſion zu ver⸗ 
anlaſſen ſind. 

Eine nach der Beendigung der Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungs⸗ 
behörde etwa notwendig werdende Abänderung des Statuts erfolgt nach den im 
Geſetze vom 6. Juli 1875 für die urſprüngliche Feſtſetzung des Statuts gegebenen 
Vorſchriften mit der Maßgabe, daß eine Abänderung der Beſtimmungen über 
Wirtſchaftsart und Betriebsplan nicht ohne Zuſtimmung des Regierungs⸗ 
präſidenten erfolgen darf. 

§ 11ꝗ. 

Die Überwachung der nach § 8 auszuführenden Maßnahmen iſt, ſoweit 
ſie ſich nicht auf Aufforſtung und forſtmäßige Bewirtſchaftung erſtrecken, durch 
den Auseinanderſetzungsrezeß für die Zeit nach Beendigung des Zuſammen⸗ 
legungsverfahrens der Kommunalaufſichtsbehörde zu übertragen. 


$ 12. 

Die Nebenkoſten des Verfahrens (Koſten für Arbeitslöhne, Grenzſteine, 
Pfähle, Signale, Stangen u. dergl.), die Folgeeinrichtungskoſten (Koſten für 
alle Arbeiten, die aus Anlaß und zur Ausführung der Zuſammenlegung 
vorgenommen werden müſſen, insbeſondere alſo die Ausbaukoſten der neuen 
gemeinſchaftlichen Wege, Gräben, Entwäſſerungsanlagen, Triften, Brücken, 
Durchläſſe, Einfriedigungen u. dergl., einſchließlich der ihrer Ausweiſung, ſoweit 
ſie durch die Erreichung der Zwecke des § 1 begründet iſt) ſowie die Koſten 
für etwaige Entſchädigungen nach § 9 letzter Satz fallen je zu einem Drittel 
dem Kreiſe, der Provinz und dem Staate zur Laſt. 


ee 


Soweit ein Kreis leiſtungsunfähig iſt, treten an feine Stelle Staat und 
Provinz zu gleichen Teilen. Über das Maß der Leiſtungsfähigkeit entſcheidet 
mangels Verſtändigung zwiſchen dem Kreiſe einerſeits ſowie dem Staate und 
der Provinz andererſeits endgültig der Bezirksausſchuß. 

Die Kreiſe und die Provinz können zur Deckung der ihnen hiernach er⸗ 
wachſenden Koſten auch von den bei der Zuſammenlegung nicht unmittelbar 
Beteiligten, denen durch die Veranſtaltung beſondere Vorteile erwachſen, Beiträge 
erheben oder ihnen eine Mehrbelaſtung auferlegen. Die Vorſchriften der SS 5, 
10, 19, 24, 27, 30 des Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 
1906 (Geſetzzamml. S. 159) finden hierauf Anwendung. 

Zur Deckung der hiernach dem Staate zur Laſt fallenden Koſten iſt durch 
den Staatshaushalt ein übertragbarer Dispoſitionsfonds bereitzuſtellen. 


$ 13. 

Erfolgt die forſtmäßige Bewirtſchaftung durch einen anderen Kommunal⸗ 
verband als die Provinz oder durch eine Genoſſenſchaft gemäß $ 10, fo unter 
ftehen dieſe der Aufficht des Regierungspräſidenten hinſichtlich des Forſtbetriebs 
und der Benutzung des Waldes nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen, 
die in der Rheinprovinz für die Holzungen der Gemeinden gelten. 


§ 14. 

Nach beendigtem Zuſammenlegungsverfahren können durch den Regierungs⸗ 
präſidenten einzelne Grundſtücke von der auf Grund des § 8 feſtgeſetzten Be⸗ 
ſchränkung befreit werden. Grundſtücke, die dem Aufforſtungszwang unterliegen, 
ſind durch den Regierungspräſidenten mit der gemäß § 10 gebildeten Genoſſen⸗ 
ſchaft zu vereinigen, ſobald ihre dauernde forſtmäßige Bewirtſchaftung nicht mehr 
geſichert iſt. Gegen eine derartige Anordnung ſteht dem Grundſtückseigentümer 
und der Genoſſenſchaft binnen vier Wochen nach ihrer Zuſtellung die Beſchwerde 
an den Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten zu. 


$ 15. 

Die in dieſem Geſetze dem Kreisausſchuß übertragenen Geſchäfte werden 
in Stadtkreiſen im Falle des § 2 Abf. 1 von der Stadtverordnetenverſammlung, 
im Falle des § 5 Abſ. 2, 3 vom Bürgermeiſter im Einvernehmen mit der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung, im übrigen vom Bürgermeiſter wahrgenommen. 


Artikel VII. 


In den Kreiſen Dinslaken, Duisburg, Eſſen Land, Eſſen Stadt, Mülheim 
a. Ruhr, Oberhauſen und Rees werden die bisher von der Generalkommiſſion 
in Münſter verwalteten Geſchäfte fortan von der Generalkommiſſion in Düſſel⸗ 
dorf wahrgenommen. Zur Entſcheidung von Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der 
in dieſen Kreiſen gebildeten Anerbenkommiſſionen ($ 9 des Geſetzes, betreffend das 
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Anerbenrecht bei Landgütern in der Provinz Weſtfalen und in den Kreiſen Rees, 
Eſſen Land, Eſſen Stadt, Duisburg, Ruhrort und Mülheim a. Ruhr, vom 
2. Juli 1898, Geſetzſamml. S. 139) wird bei der Generalkommiſſion in Düſſel⸗ 
dorf eine Berufungskommiſſion gebildet. Dieſe beſteht aus zwei von dem Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten beſtellten Mitgliedern der General⸗ 
kommiſſion in Düſſeldorf, von denen das eine den Vorſitz führt, und aus drei 
von der Landwirtſchaftskammer für die Rheinprovinz gewählten Sachverſtändigen. 


Artikel VIII. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1913 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 28. Mai 1913. 
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